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Resolution des BSF
Die am 14./15. Mai 1965 in St. Gallen tagende Delegiertenversamm-

lung des Bundes Schweizerischer Frauenvereine wendet sich

an die eidgenössischen Räte,

an den hohen Bundesrat,
an das Bundesgericht,
an alle kantonalen und kommunalen Behörden, Parlamente, Regierun-

gen und Gerichtsbehörden.

Angesichts der Tatsache,

dass die Kantone Waadt, Neuenburg und Genf für ihr Hoheitsgebiet die

Schweizerinnen den Schweizer Bürgern politisch gleichgestellt haben und

dass in verschiedenen Kantonen der deutschen Schweiz und im, 1 essin
Ansätze zur Verwirklichung der Gleichberechtigung der weiblichen
Staatsbürger vorhanden sind,

richten wir an alle diese Instanzen den dringenden Appell, es möge jede
im Rahmen ihrer Zuständigkeil sich dafür einsetzen, dass durch sinn- und

zeitgemässe Auslegung oder durch Abänderung der gesetzlichen und

verfassungsmässigen Texte die Gleichstellung der Schweizerin mit dem
Schweizer verwirklicht wird.

Die obenstehende Resolution wurde an der Delegiertenversammlung
des Bundes Schweizerischer Frauenvereine vom Schweizerischen Bund der
Migros-Genossenschafterinnen eingebracht und ezzzrizwzwzzg angenommen:

Die Präsidentin des Schweizerischen Verbandes für Frauenstimm-
recht, Frau Dr. iur. L. Ruckstuhl, dankte anschliessend den Delegierten
der im BSF zusammengeschlossenen Frauenorganisationen für ihr ez'zz-

?72z'i£zger Be/feezzzzizzzr szzzw Frrtuem'/zzwzwec&i. Der BSF zählt heute 44

schweizerische Verbände, 18 kantonale Frauenzentralen, 192 lokale Ver-
eine sowie 204 Hinzelmitglieder. Seine Beschlüsse sind daher für einen

g?m.ve7Z Tez/ der Frazzezzwe/i der SV/zweis; reprärezzizzizn.

Nationalrat : Kleine Anfrage Schmitt-Genf vom 1. März 1965

Es ist wiederholt darauf hingewiesen worden, dass die konfessionel-
len Ausnahmeartikel der Bundesverfassung mit den Grundsätzen der
Charta des Europarates, dem die Schweiz als Mitgliedstaat angehört, in
Widerspruch stehen. Auf diese Frage wird der Bundesrat wohl im Be-

rieht, den er den eidgenössischen Räten über die Revision der Bundes-

Verfassung erstatten muss, näher eintreten.
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